
11 -~1l~ der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

des Nationalrates XVI. Gesetzgebungsperiode 

Nr. f8~ IJ 

1984 -01- 1 0 A n fra g e 

der Abgeordneten Dr.Graff 

und Kollegen 

an den Bundesminister für Finanzen 

betreffend die Aufhebung der Verfallsbestimmung des § 17 Abs.2 

lit. ades Finanzstrafgesetzes durch den Verfassungs­

gerichtshof. 

Der Verfassungsgerichtshof hat mitErkenntnis vom 14.12.1983, 

G 34/83-10, den die Strafe des Verfalls betreffenden 

§ 17 Abs. 2 lit. ades Finanzstrafgesetzes (FinStrG) als 

verfassungswidrig aufgehoben und bestimmt, daß die Aufhebung 

mit Ablauf des 30.11.1984 in Kraft tritt, wobei frühere 

gesetzliche Vorschriften nicht wieder in Wirksamkeit treten. 

Der Verfassungsgerichtshof stellte in der Begründung dieses 

Erkenntnisses zwar nicht das Rechtsinstitut des Verfalls 

an sich in Frage, vermeinte aber, daß der Verfall, wie er 

im § 17 Abs.2 lit. a FinStrG geregelt is~ als a b sol u t e 

Strafdrohung unabhängig vom Grad des Verschuldens und unab­

hängig von der Höhe des durch das Finanzvergehen bewirkten 

Schadens (etwa der Abgabenverkürzung) dem auch den Gesetz­

geber bindenden - sich aus dem Gleichheitssatz ergebenden -

Sachlichkeitsgebot widerspreche, denn auch die Höhe der 

Strafe des Verfalls (bzw. des Wertersatzes) darf nicht 

außer jeder Relation zur Schuld des Täters bzw. zur Höhe 

des Verkürzungsbetrages stehen. 
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Da der von der Aufhebung betroffene § 17 Abs. 2 lit. a 

FinStrG, der den Verfall jener Sachen (samt Umschließungen) 

vorsieht, hinsichtlich derer ein Finanzvergehen (soferne 

es sich um einen im IL Haupstück des Ersten Abschnittes des 

Finanzstrafgesetzes geregelten Tatbestand handelt, in dem 

eine solche Nebenstrafe ausdrücklich angedroht ist) begangen 

wurde, die zentrale Regelung über die Strafe des Verfalls 

schlechthin darstellt, kommt dem Erkenntnis des Verfassungs­

gerichtshofes weitreichende praktische Bedeutung zu. Indirekt 

betroffen (und damit weitgehend unvollziehbar) werden die 

Bestimmungen über den Verfall im Zusammenhang mit den 

Vergehenstatbeständen des Schmuggels bzw. der Hinterziehung 

von Eingangs- oder Ausgangsabgaben (§ 35 Abs. 4 letzter Satz 

FinStrG), der Abgabenhehlerei (§ 37 Abs. 2 letzter Satz FinStrG), 

des Wertzeichenvergehens (§ 39 Abs. 2 letzter Satz FinStrG), 

der Hinterziehung von Einnahmen des Branntweinmonopols oder 

des Salzmonopols (§ 42 Abs. 2 letzter Satz FinStrG) und der 

Monopolhehlerei (§ 46 Abs. 2 letzter Satz FinStrG), die allesamt 

auf den § 17 FinStrG und damit dessen Hauptanwendungsfall, 

den Abs. 2 lit.a der zitierten Gesetzesstelle, Bezug nehmen. 

Bisher ist nichts darüber bekanntgeworden, welche Uber­

legungen im Bundesministerium für Finanzen aufgrund des 

Verfassungsgerichtshoferkenntnisses vom 14.12.1983 im 

legistischen Bereiche angestellt wurden. Da es nur schwer 

vorstellbar erschiene, das Finanzressort würde sich mit 

der vom Verfassungsgerichtshof vorgenommenen, am 1.12.1984 

in Kraft tretenden Aufhebung des § 17 Abs. 2 lit. a FinStrG 

abfinden, ohne an dessen Stelle eine andere Regelung setzen 

zu wollen, richten die unterfertigten Abgeordneten an den 

Bundesminister für Finanzen folgende 
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A n fra g e: 

1) Wird in Ihrem Ressort an der Erstellung eines Ministerial­

entwurfes zur Neuregelung des § 17 Abs. 2 lit. a FinStrG 

gearbeitet? 

2) Wann ist mit der Versendung eines diesbezüglichen 

Ministerialentwurfes zur Begutachtung zu rechnen? 

3) Wie soll nach den Vorstellungen Ihres Ressorts der 

§ 17 Abs. 2 lit. a FinStrG inhaltlich neu geregelt werden? 

4) Werden im Zuge der im Bundesministerium für Finanzen. vor­

genommenen Arbeiten für die Novellierung des § 17 

Abs. 2 lit. a FinStrG auch die übrigen den Verfall be­

treffenden Regelungen des § 17 FinStrG im Lichte des 

Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes vom 14.12.1983, 

G 34/83-10, einer Uberprüfung auf ihre Verfassungsmäßig­

keit unterzogen? 

5) Wenn ja: Ist daran gedacht, auch andere, den Verfall 

regelnde Bestimmungen des § 17 FinStrG zu novellieren? 

6) Wenn ja: 

a) Welche? 

b) In welcher Weise? 

7) Wann ist damit zu rechnen, daß eine Regierungsvorlage 

zur Novellierung des Finanzstrafgesetzes hin:;ichtlich 

der "erfallsbestimnunCJen im Nationalrat einqebracht werden wird? 
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